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Wahl eines Schiedsmanns für den Bezirk  
Oestertal und eines stellvertretenden  
Schiedsmanns für den Bezirk Elsetal 

 
Der Rat der Stadt Plettenberg hat in seiner Sitzung 
am 13.12.2016 einstimmig Herrn Volker Johannes, 
wh. Mühlhoff 14 in 58840 Plettenberg, für die Dauer 
von fünf Jahren zum Schiedsmann für den Bezirk 
Oestertal gewählt. 
 
Daneben wählte der Rat einstimmig Herrn Johan-
nes für die Dauer von fünf Jahren zum stellvertre-
tenden Schiedsmann für den Bezirk Elsetal. 
 
Der Direktor des Amtsgerichts Plettenberg hat die 
Wahlen bestätigt. 

 
Plettenberg, den 30.01.2017 
 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
-Schulte- 
 
 
 
 
 

 
 
 

Jahresabschluss 2015 des Seniorenzentrum  
Waldstadt, eine eigenbetriebsähnliche Einrich-

tung der Stadt Iserlohn 
 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 des Senio-
renzentrum Waldstadt Iserlohn, einer eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung der Stadt Iserlohn, ist vom 
Rat der Stadt am 15.12.2016 festgestellt worden. 
Der ausgewiesene Jahresüberschuss in Höhe von 
691,41 Euro wird in die  Gewinnrücklage des Senio-
renzentrum Waldstadt Iserlohn eingestellt. Die Bi-
lanzsumme zum 31.12.2014 beträgt 10.456.176,08 
Euro, das ausgewiesene Eigenkapital beträgt 
2.115.806,33 Euro. 
 
Die GPA NRW ist gemäß §106 GO NRW gesetzli-
cher Abschlussprüfer des Betriebes Senioren-
zentrum Waldstadt Iserlohn. Zur Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2015 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heil-
maier & Partner GmbH, Krefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 17.10.2016 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht des Seniorenzentrum Waldstadt 
Iserlohn, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter des Seniorenzentrums Wald-
stadt Iserlohn. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Seniorenzentrums Waldstadt Iserlohn 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-
ternen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in der Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unser 
Prüfungsurteil bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwänden geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und der Ertragslage des Seniorenzentrums 
Waldstadt Iserlohn. Der Lagebericht steht im Ein-
klang mit dem Jahresabschluss und den ergänzen-
den Bestimmungen der Betriebssatzung,, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Seniorenzentrums Waldstadt Iserlohn und stellt die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“ 
 
Das GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
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Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu fol-
gendem Ergebnis: 
 
“Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. 
Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über 
die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei 
Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (JAP DVO)ist aus Sicht der GPA NRW nicht er-
forderlich.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind in 
der Zeit vom 27.02.2017 bis 03.03.2017 öffentlich 
ausgelegt und können montags bis donnerstags von 
09.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 09.00 bis 
12.00 Uhr im Seniorenzentrum Waldstadt Iserlohn, 
Verwaltung, eingesehen werden. 
 
Iserlohn, den 08.02.2017 
 
Dr. Peter-Paul Ahrens 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

 
 

B e k a n n t m a c h u n g  
 
Antrag der Tierhaltungsanlage Rahlenbeck, Gut 
Nordhausen, Nordhauser Straße 28, 58640 Iser-
lohn, auf Änderung ( Neubau eines Legehennen-
stalles sowie Erhöhung der vorhandenen Tierzah-
len), gemäß § 16 Abs. 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes - BImSchG - 
 
32.30.11-962.0012/16/7.1.11.3 
 
Herr Ulrich Rahlenbeck betreibt zurzeit am v. g. 
Standort eine Tierhaltungsanlage bestehend aus 4 
Legehennenställe, 8 Schweinemastställe sowie 3 
Absatzferkelställe. 
 
Es ist geplant, die bereits betriebene Tierhaltungs-
anlage durch eine weitere Stallung für Legehennen 
zu erweitern und den bestehenden Tierbestand zu 
vergrößern. 
 
Das beschriebene Vorhaben bedarf einer Ände-
rungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1 des Geset-
zes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterung und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG -) in der Neu-
fassung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt 
geändert am 14.01.2017  
(BGBl. I S.3830), in Verbindung mit Nr. 7.1.11.3, 
Verfahrensart V des Anhangs der Vierten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV -) in 
der Neufassung vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504), 
zuletzt geändert am 09.01.2017 (BGBl. I S. 42). 

 
Die Anlage gehört weiterhin zu den unter 7.11.3 
Spalte 2 Buchstabe S der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zu-
letzt geändert am 30.11.2016 (BGBL I S. 2749, 
2753), genannten Anlagen zur Errichtung und Be-
trieb einer Anlage zur Intensivhaltung oder -aufzucht 
von Tieren in gemischten Beständen. 
 
Die Bewertung aufgrund der überschlägigen Prü-
fung der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener 
Ermittlungen und der für die Entscheidung maßgeb-
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, 
dass durch das Vorhaben keine erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen auf die Umwelt entstehen 
können. 
 
Das Vorhaben bedarf somit keiner Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG. 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Die gemäß § 3a UVPG erforderliche Information der 
Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung. 
 
Lüdenscheid, den 15.02.2017 
 
Im Auftrag 
gez. Krohn 
 
 
 
 
 

 
 
 

Einladung 
 

zu einer Sitzung des Rates am Dienstag, 
21.02.2017 

um 17:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses, 
Grünestraße 12, 58840 Plettenberg 

 
 
Tagesordnung 

 
I. Öffentlicher Teil 

 
Punkt 
1: 

Einwohnerfragestunde  

 
Punkt 
2: 

Aktueller Finanzbericht  

 
Punkt 
3: 

Beschluss über das Parkraumkon-
zept Innenstadt 

13/2017 

 
Punkt 
4: 

Genehmigung eines überplanmäßi-
gen Aufwandes bei 11.114.001 - 
I151000040 - Hausdruckerei, Fahr-
dienst, Fuhrpark - Erwerb und Ver-
kauf von Maschinen und techn. An-
lagen 

3/2017 

 



104 
 

Punkt 
5: 

5. Änderung der Hauptsatzung 
hier: Aufwandsentschädigung für 
Ausschussvorsitzende, Verdienst-
ausfall 

198/2016 

 
Punkt 
6: 

Umbenennung von Sportstätten 
nach einem Sponsor 

9/2017 

 
Punkt 
7: 

Erstellung eines Integrationskon-
zeptes für die Stadt Plettenberg 

18/2017 

 
Punkt 
8: 

Genehmigung eines überplanmä-
ßigen Aufwandes bei 
036.363.002-5332010 - Hilfe zur 
Erziehung - Jugendhilfe in Einrich-
tungen 

197/2016 

 
Punkt 
9: 

Zustimmung Anteilsverkauf Kran-
kenhaus der Mendritzki Manage-
ment GmbH 

196/2016 

 
Punkt 
10: 

Ausschuss- und Gremienbesetzung 1/2017 

 
Punkt 
11: 

Umsetzung des ISEK Innenstadt 
Plettenberg; 
hier: Richtlinien Quartiersfonds 

19/2017 

 
Punkt 
12: 

Umsetzung des ISEK Innenstadt 
Plettenberg; 
hier: Richtlinien Modernisierung 
und Instandsetzung 

20/2017 

 
Punkt 
13: 

Anfragen und Bekanntmachungen  

 
Punkt 
14: 

Verschiedenes  

 
II. Nichtöffentlicher Teil 

 
Punkt 
15: 

Abberufung und Bestellung von 
Geschäftsführern 

195/2016 

 
Punkt 
16: 

Auftragsvergaben  

 
Punkt 
16.1: 

Auftragsvergabe; 
hier: Erweiterung Planungsleistun-
gen Gestaltungsplanung Innenstadt 

17/2017 

 
Punkt 
17: 

Gründung der Mark-E-
Entsorgungsbeteiligung GmbH 

7/2017 

 
Punkt 
18: 

Aufstellung der Nebentätigkeiten des 
Bürgermeisters gemäß § 17 Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz i. V. mit § 53 
Landesbeamtengesetz 

 

 
Punkt 
19: 

Verkauf einer Grundstücksfläche im 
Gewerbe- und Industriegebiet Os-
terloh-West 

16/2017 

 
Punkt 
20: 

Anfragen und Bekanntmachungen  

 
Punkt 
21: 

Verschiedenes  

Plettenberg, 09.02.2017 
 
Stadt Plettenberg 
Der Bürgermeister 
 
gez. Schulte 
 
 
 
 

 
 
Am Dienstag, dem 21.02.2017, 17:00 Uhr, findet 
in der Aula des Friedrich-Leopold-Woeste-
Gymnasiums, Albert-Schweitzer-Str. 1, 58675 
Hemer, die 22. Sitzung des Rates der Stadt He-
mer statt. 

 
 

                               Tagesordnung 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Einberufung und Beschluss-
fähigkeit 

2. Fragestunde für Einwohner zu schriftlich ein-
gegangenen oder dringenden Anfragen 

3. Prüfung der Niederschrift über die Sitzung 
vom 20.12.2016 

4. Eingänge für den Rat 

5. Umbenennung Karl-Wagenfeld-Weg 
hier: Antrag der GAH-Fraktion vom 
11.06.2016 
Vorlage: 09/2017-0705 

6. Verlängerung des Vertrages über die Ener-
gieberatung der Verbraucherzentrale NRW in 
der Stadt Hemer bis Ende 2020 
Vorlage: 09/2017-0682 

7. Satzung über die Errichtung und Unterhaltung 
von Unterkünften für Obdachlose, Aussiedler, 
Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge in 
der Stadt Hemer 
Vorlage: 09/2017-0683 

8. Werbeanlagensatzung der Stadt Hemer; 
hier: Aktualisierung der Satzung über Werbe-
anlagen im Bereich des Kultur- und Gewer-
beQuartiers der Stadt Hemer aus dem Jahr 
2010 
Vorlage: 09/2016-0610 

9. Jahresabschluss der Stadt Hemer zum 
31.12.2015; 
hier: Beschluss über die Feststellung des Jah-
resabschlusses und Erteilung der Entlastung 
des Bürgermeisters gemäß § 96 Abs. 1 GO 
NRW 
Vorlage: 09/2017-0687 

10. Übertragung von Ermächtigungen in das 
Haushaltsjahr 2017 
Vorlage: 09/2017-0691 

11. Festlegung der Zuständigkeitsbereiche und 



105 
 

Entscheidungsbefugnisse der Ratsausschüs-
se 
Vorlage: 09/2017-0678 

12. 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
vom 25.06.2007 
Vorlage: 09/2016-0587 

13. Investitionen im Feuerwehrbereich - Aufhe-
bung von Sperrvermerken 
Vorlage: 09/2017-0694 

14. Ausschussumbesetzung; hier: Antrag der 
GAH-Fraktion 
Vorlage: 09/2017-0702 

15. Mitteilungen des Bürgermeisters 

16. Anfragen 

 
II. Nichtöffentliche Sitzung 

 

Im nichtöffentlichen Teil werden zwei Vertragsange-
legenheiten, eine Kenntnisnahme sowie  
die Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 
behandelt.  
 

Hemer, 09.02.17 
 
Gez. 
Michael Heilmann 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

 
 
 

Widerspruchsrechte  
zu Melderegisterauskünften in besonderen  

Fällen und  
zur Datenübermittlung im Meldewesen 

 
Melderegisterauskünfte in besonderen Fällen  

 
Gemäß § 50 Bundesmeldegesetz (BMG) darf die 
Meldebehörde Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über  
 

 Familiennamen 

 Vornamen 

 Doktorgrade und  

 derzeitige Anschriften  
 
von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit 
für deren Zusammensetzung das Lebensalter be-
stimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtig-
ten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden.  
 
Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt 
werden, darf diese nur für die Werbung bei einer 

Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spä-
testens einen Monat nach der Wahl oder Abstim-
mung zu löschen oder zu vernichten. 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehör-
de Auskunft über  
 

 Familienname 

 Vornamen  

 Doktorgrad 

 Anschrift sowie  

 Datum und Art des Jubiläums  
 
erteilen. Altersjubiläen im Sinne des Satzes 1 sind 
der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag 
und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende Ge-
burtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes fol-
gende Ehejubiläum.  
 
An Adressbuchverlage darf die Meldebehörde zu al-
len Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, Auskunft über  
 

 Familienname  

 Vornamen 

 Doktorgrad und  

 die derzeitige Anschrift  
 
erteilen. Die übermittelten Daten dürfen nur für die 
Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-
zeichnisse in Buchform) verwendet werden. 
 
Gemäß § 50 Abs. 5 BMG haben betroffene Perso-
nen das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu 
wiedersprechen.  
 
Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Reli-
gionsgemeinschaften und Widerspruchsrechte  

 
Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Daten ihrer Mitglieder aus dem Melderegister re-
gelmäßig übermitteln.  

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaft Familienangehörige, die nicht der-
selben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft angehören, darf die Meldebehörde ge-
mäß § 42 Absatz 2 BMG von diesen Familienange-
hörigen folgende Daten übermitteln: 

 Vor- und Familiennamen, 

 Geburtsdatum und Geburtsort, 

 Geschlecht, 

 Zugehörigkeit zu einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft, 

 derzeitige Anschriften, 

 Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 

 Sterbedatum. 

Nach § 42 Absatz 3 BMG haben Familienangehöri-
ge (Ehegatten, minderjährige Kinder, Eltern von 
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minderjährigen Kindern) das Fecht der Übermittlung 
ihrer Daten zu widersprechen. 

Gemäß § 42 Abs. 3 BMG können die betroffenen 
Personen der Übermittlung ihrer Daten an öffentlich-
rechtliche Religionsgemeinschaften widersprechen.  
 
Datenübermittlung an das Bundesamt für das 
Personalmanagement der Bundeswehr und Wi-
derspruchsrechte 

 
Die Meldebehörden übermitteln auf Grund des § 
58c Abs. 1 des Soldatengesetzes an das Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
zum Zweck der Übersendung von Informationsma-
terial jährlich bis zum 31. März Daten zu Personen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten 
Jahr volljährig werden.  
 
Übermittelt werden  
 

 Familienname,  

 Vornamen und  

 die derzeitige Anschrift. 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 BMG können die betroffenen 
Personen der Übermittlung ihrer Daten an das Bun-
desamt für Wehrverwaltung widersprechen.  
 
Personen, die mit der Übermittlung ihrer Daten in 
diesen Fällen insgesamt oder einzeln nicht einver-
standen sind, können dies der Stadt Menden schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift mitteilen. Ein-
wohnerinnen und Einwohner, die eine derartige Er-
klärung bereits früher im Bürgerbüro abgegeben 
haben, brauchen diese nicht zu erneuern. Der Wi-
derspruch gilt bis zur Aufhebung unbefristet. 
 
 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
im  
 

Bürgerbüro der Stadt Menden 
Neumarkt 5 

58706 Menden 
 
zu erklären.  
 
Menden (Sauerland), 8. Februar 2017 
 
Der Bürgermeister 
gez. Wächter 
 
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-
seite der Stadt Menden (Sauerland) unter 
„www.menden.de - Leben in Menden - Bür-
gerservice & Politik - Verwaltung - Rathaus“ ver-
öffentlicht. 
 

 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Ladung zum Offenlegungs- und  
Anhörungstermin 

 

1. Bekanntgabe des Entwurfes des Flurbereini-
gungsplanes gem. § 59 des Flurbereinigungsge-
setzes (FlurbG) in der zurzeit gültigen Fassung 
(Ladung zum Anhörungstermin) 

2. Vermessung und Anzeigen der neuen Grenzen 

3. Offenlegung und Anhörung bzgl. der Wertermitt-
lungsergebnisse gem. § 32 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) in der zurzeit gültigen 
Fassung 

Durch Beschluss vom 14.11.2001 wurde das Flur-
bereinigungsverfahren Windhausen I eingeleitet. 

Die Ergebnisse des Verfahrens werden gem. § 58 
Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes im Flurberei-
nigungsplan zusammengefasst.  

Der Entwurf des Flurbereinigungsplanes ist nun 
aufgestellt. Der Entwurf des Flurbereinigungsplanes 
mit den gesamten Bestandteilen liegt für die Betei-
ligten in einem Offenlegungs- und Anhörungs-
termin zur Einsichtnahme aus.  

Gleichzeitig liegen im v. g. Flurbereinigungsverfah-
ren die Nachweisungen über die Ergebnisse der 
Wertermittlung (Grund und Boden) vor. Die Werter-
mittlung ist nach den Vorschriften der §§ 27 ff. 
FlurbG durchgeführt worden.  

Das Flurbereinigungsgebiet ist, soweit erforderlich, 
neu vermessen worden. Für die Lage, die Grenzen 
und die Abmarkung der neuen Flurstücke sind die 
Zuteilungskarte und deren Unterlagen maßgebend. 
Die neuen Grenzen und deren Abmarkung werden 
mit dem Flurbereinigungsplan bekanntgegeben. Sie 
werden mit dem Eintritt des neuen Rechtszustandes 
des Flurbereinigungsplanes rechtsverbindlich.  

Auf Wunsch können die neuen Grenzen in der 
Örtlichkeit angezeigt werden. Sollte das Interesse 

hieran bestehen, so bitte ich, mir dies bis zum Of-
fenlegungstermin mitzuteilen. Bringen Sie zum evtl. 
Anzeigen der Grenzen bitte Ihren Abfindungsnach-
weis mit.  

Für das Anzeigen der neuen Grenzen findet ein se-
parater Termin statt. Hierzu setze ich mich mit Ihnen 
gesondert in Verbindung.  

Es wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
von einer Abmarkung der Grenzen land- und forst-
wirtschaftlich genutzter Grundstücke abzusehen. 
Die hiervon betroffenen Grundstücke sind im o. g. 
Anhörungstermin einsehbar. 

Der Offenlegungs- und Anhörungstermin, in dem 

der Entwurf des Flurbereinigungsplanes erörtert 
wird sowie die Wertermittlungsergebnisse zur Ein-
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sichtnahme ausliegen, findet für die Beteiligten statt 
von 

 Montag, den 06.03.17, bis Freitag, den 
10.03.17, sowie von 

 Montag, den 13.03.17, bis Freitag, den 

17.03.17   

jeweils von 8:00 - 12:00 Uhr  und von 12:30 - 16:30 
Uhr in der Gaststätte des Vereinshauses Ihnetal, 
Wesetalstr. 29, 57439 Attendorn-Weschede. 

Soweit eine schriftliche Ladung zugesandt wurde, 
ist die genaue Uhrzeit dieser Ladung zu entnehmen. 
Alle Beteiligten, denen keine besondere Ladung zu-
gesandt worden ist und Nebenbeteiligte (insbes. In-
haber von Rechten an den zum Flurbereinigungs-
gebiet gehörenden Grundstücken) werden hiermit 
zu o. g. Terminen eingeladen (o. g. Termine frei 
nach Wahl). 

Während der Auslegung stehen Mitarbeiter der 
Flurbereinigungsbehörde zur Verfügung, um Fragen 
zu beantworten und Auskünfte zu erteilen. 

Sollten Einwendungen gegen den Entwurf des Flur-
bereinigungsplanes oder gegen die Ergebnisse der 
Wertermittlung bestehen, so können diese in dem 
v. g. Anhörungstermin vorgebracht werden oder 

schriftlich unmittelbar nach diesem Termin.  

Die Beteiligten können sich in v. g. Terminen vertre-
ten lassen. Dies gilt auch für Eheleute oder Mitei-
gentümer, wenn der grundbuchlich eingetragene 
Ehepartner bzw. Miteigentümer nicht zum Termin 
erscheint. Der/Die Vertreter/in hat eine schriftliche 
und von einer siegelführenden Stelle beglaubigte 
Vollmacht beizubringen, spätestens drei Wochen 
nach dem Termin. Vollmachtsvordrucke können auf 
Anforderung durch die Flurbereinigungsbehörde zu-
gesandt werden. 

Bei der Wahrnehmung von Terminen bitte ich, die 
zugesandten Unterlagen mitzubringen. 

Wer keine Einwendungen vorzubringen hat, kann 
dem Anhörungstermin fern-bleiben. 

Zum weiteren Aufstellung des Flurbereinigungspla-
nes:  
Sollten vorgebrachte Einwendungen gegen den 
Entwurf des Flurbereinigungsplanes begründet 

sein, so werden diese berücksichtigt.  
Die Bekanntgabe des endgültig aufgestellten Flur-
bereinigungsplanes erfolgt zu einem späteren Zeit-
punkt. Hierzu werden die Beteiligten gesondert zu 
einem Offenlegungs- und Anhörungstermin gela-
den.  
Soweit Einwendungen nicht berücksichtigt werden 
konnten, ist nach Bekanntgabe des endgültigen 
Flurbereinigungsplanes die Möglichkeit des Wider-
spruches in dem noch anzuberaumenden Anhö-
rungstermin gegeben.  
Versäumen Sie den v. g. Termin oder erklären Sie 
sich nicht bis zum Schluss des Termins über das 
Ergebnis des Entwurfes des Flurbereinigungspla-
nes, so wird angenommen, dass Sie mit diesem Er-
gebnis einverstanden sind (§ 134 Abs. 1 FlurbG).  

Zum weiteren Verlauf des Wertermittlungsverfah-
rens:  
Die vorgebrachten Einwendungen gegen die Er-
gebnisse der Wertermittlung werden geprüft. Sollten 
Einwendungen begründet sein, so werden die ent-

sprechenden Nachweise berichtigt. Die Ergebnisse 
der Prüfung werden den betroffenen Beteiligten be-
kanntgegeben.  
Nach Behebung begründeter Einwendungen stellt 
die Flurbereinigungsbehörde die Ergebnisse der 
Wertermittlung (Grund und Boden) gem. § 32 
FlurbG durch Verwaltungsakt fest. Die Feststellung 
wird öffentlich in der ortsüblichen Weise bekannt-
gemacht. Gegen die Feststellung der Wertermittlung 
besteht die Möglichkeit des Widerspruches bei der 
Flurbereinigungsbehörde in Siegen. Näheres hierzu 
können Sie zu gegebener Zeit der öffentlichen Be-
kanntmachung entnehmen. 

Sollten Sie Ihren dem Flurbereinigungsgebiet unter-
liegenden Grundbesitz (teilweise) veräußert haben, 
so informieren Sie bitte den Erwerber über die o. a. 
Termine und teilen Sie bitte den Eigentumsüber-
gang der Flurbereinigungsbehörde in Siegen mit. 

Hinweis zur öffentlichen Bekanntmachung einzelner 
Gemeinden: 
Die öffentliche Bekanntmachung der Ladung zum 
Offenlegungs-und Anhörungstermin über die Be-
kanntgabe des Entwurfes des Flurbereinigungspla-
nes Windhausen I , Vermessung und Anzeigen der 
neuen Grenzen sowie Offenlegung und Anhörung 
der Wertermittlungsergebnisse erfolgt für die Betei-
ligten am 15.02.2017 für die  
Gemeinde Kierspe, Stadt Lüdenscheid, Stadt 
Plettenberg und Stadt Meinerzhagen in Amtlichen 

Bekanntmachungsblatt des Märkischen Kreises, zu-
sätzlich auf der Internetseite der Stadt Meinerzha-
gen und der Stadt Lüdenscheid, sowie Aushang 
an der Bekanntmachungstafel der Stadt Lüden-
scheid ; für die Gemeinde Finnentrop im Amtli-
chen Bekanntmachungsblatt sowie für die Stadt 
Lennestadt, Gemeinde Drolshagen, Stadt At-
tendorn und Stadt Olpe in der Westfalenpost 
/Westfälischen Rundschau zusätzlich für die Stadt 
Olpe in der Siegener Zeitung (Olper Ausgabe). 

 
Siegen, den 08.02.2017 
 
Im Auftrag 
gez.: Wyneken 
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Amtliche Bekanntmachung 
 
 

84. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) im 
Bereich „Aucheler Straße“ 
Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung 
gem. § 6 BauGB 
mit Bekanntmachungsanordnung 
 

Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 04.10.2016 folgen-
den Beschluss gefasst: 
 

Gemäß § 7 GO NRW in Verbindung mit § 6 BauGB 
wird die 84. Änderung des Flächennutzungsplans 
im Bereich „Aucheler Straße“ beschlossen. Der 
84. Flächennutzungsplanänderung ist die Be-
gründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB in der Fassung 
vom 24.08.2016 beigefügt.  

 
 
Die 84. Änderung des Flächennutzungsplans wurde 
von der Bezirksregierung Arnsberg mit Bescheid vom 
30.01.2017, Aktenzeichen 35.2.1-1.4-MK-6/16, gem. 
§ 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 
 
Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit mit fol-
gendem Wortlaut öffentlich bekannt gemacht: 
 

Gemäß § 6 des Baugesetzbuches genehmige ich 
hiermit die vom Rat der Stadt Iserlohn am 
04.10.2016 beschlossene 84. Änderung des Flä-
chennutzungsplans Aucheler Straße 
 

Arnsberg, den 30. Januar 2017 
Bezirksregierung Arnsberg 
35.2.1-1.4-MK-6/6 

 
Die 84. Änderung des Flächennutzungsplans wird mit 
dieser Bekanntmachung gem. § 6 Abs. 5 Satz 2 
BauGB wirksam. 
 
Gegenstand des Verfahrens ist die Umwandlung der 
Zweckbestimmung der Grünfläche von „Sportplatz“ in 
„Waldschule“. 
 
Der Änderungsbereich liegt im Stadtteil Letmathe, 
nördlich der Aucheler Straße im Bereich des ehemali-
gen Steinbruchs „Nie“. Der genaue Geltungsbereich 
ist aus der Umrisszeichnung erkennbar.  
 
Jedermann kann die 84. Änderung des Flächennut-
zungsplans, die Begründung und die zusammenfas-
sende Erklärung ab dem 15.02.2017 bei der Stadt im 
Rathaus II - Bereich Stadtplanung -, während der 
Dienststunden (Montag bis Mittwoch von 8.00 bis 
16.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Frei-
tag von 8.00 bis 12.00 Uhr) einsehen. Auskünfte über 
deren Inhalt werden auf Verlagen erteilt. 
Hinweise 

 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 

von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen 
des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans schriftlich ge-
genüber der Stadt Iserlohn unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flä-
chennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,  
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt    

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
2. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Iserlohn, 13.02.2017  
 
STADT ISERLOHN 

 
Dr. Ahrens   
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
       
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 411 „Sümmern – Rombrocker Straße“ 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB  

 
Die Stadt Iserlohn beabsichtigt, den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 411 „Sümmern – Rombrocker Straße“ gem. 
§ 13a Abs. 3 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen und der betroffenen Öffentlichkeit so Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.  
 
Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung der Trennung des Gewerbegebiets Rombrock im Westen 
von dem reinen Wohngebiet Feldmarkring im Osten. Dazu soll ein Grünzug zwischen diesen Gebieten festgesetzt 
werden, wobei einer angemessenen Entwicklung der vorhandenen Wohnbebauung entlang der Ritterhausstraße 
weiterhin Rechnung getragen werden soll. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 411 „Sümmern – Rombrocker Straße“ wird begrenzt von dem Ge-
werbegebiet Rombrock im Westen und der Ritterhausstraße im Osten. Die Lage des Plangebiets ist aus der bei-
gefügten Umrisszeichnung zu ersehen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplanentwurf keiner Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB un-
terzogen wird. Von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, kann somit abgesehen werden. 
 
Durch die Planung tritt keine negative Änderung der Umwelt- bzw. Immissionssituation ein. Schutzgüter im Sinne 
der Anlage des Baugesetzbuches (BauGB) sind hier nicht betroffen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplanentwurf keiner Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB un-
terzogen wird. Von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, kann somit abgesehen werden. 
 
Der Planentwurf und dessen Begründung liegen in der Zeit vom 23.02.2017 bis zum 10.03.2017 einschließlich bei 
der Stadt im Rathaus II - Bereich Städtebau -, während der Dienststunden (Montag bis Mittwoch von 8.00 bis 
16.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr) öffentlich aus. Des Weiteren ist 
die Einsichtnahme in die Planentwürfe auch über das Internet möglich: 
 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadtentwicklung > Bebauungsplaene 
 

Stellungnahmen können von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift oder per E-Mail unter der Adresse „bau-
leitplanung@iserlohn.de“ vorgebracht werden. Über die vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der 
Stadt.   
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Gemäß § 47 Abs. 2 a Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom 01.01.2007 ist ein späteres 
Normenkontrollverfahren unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, 
die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffe-
nen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, 
aber hätte geltend machen können. 
 
Iserlohn, den 13.02.2017 
STADT ISERLOHN 
 
 

Dr. Ahrens 
Bürgermeister 
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I. Haushaltssatzung der Stadt Hemer für das 
Haushaltsjahr 2017 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in der z. Z. geltenden Fassung,  hat der Rat der Stadt 
Hemer mit Beschluss vom 20.12.2016 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
Ergebnis- und Finanzplan 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
der Gemeinde voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen 
sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf       97.927.394,00 Euro 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      97.912.328,00 Euro 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  93.452.240,00 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  89.542.995,00 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit der auf   4.657.954,00 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit der auf   10.298.428,00 Euro 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf  5.641.724,00 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf  2.378.000,00 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 2 
Kredite 

 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist,  
wird auf          5.640.474,00 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf       4.300.000,00 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 4 
Ausgleichsrücklage, allgemeine Rücklage 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 
 

§ 5 
Kassenkredite 

 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 40.000.000 EUR festgesetzt. 

 
§ 6 

Steuersätze 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf    350 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  680 v. H. 
        
2. Gewerbesteuer auf   480 v. H. 
 

§ 7 
Stellenplan 

 
Die Rechtsfolgen der Vermerke „kw“ (künftig wegfallend) und „ku“ (künftig umzuwandeln) werden wie folgt be-
stimmt: 
 
1. Soweit im Stellenplan Teil A: „Beamte“ die Vermerke „kw“ und „ku“ angebracht sind: Für 

jede freiwerdende von einem Vermerk betroffene Planstelle der Besoldungsgruppen wird der Wegfall bzw. die 
Umwandlung in eine Stelle der angegebenen Besoldungsgruppe bestimmt. 
 
 
2. Soweit im Stellenplan Teil B: „Tariflich Beschäftigte“ die Vermerke „kw“ und „ku“ angebracht sind, dürfen frei-

werdende Stellen der entsprechenden Gruppen nicht mehr besetzt werden bzw. sind freiwerdende Stellen dieser 
Gruppen in Stellen der angegebenen Gruppen umzuwandeln. 
 

§ 8 
Nachtragssatzung 

 

Die Haushaltssatzung ist unverzüglich durch eine Nachtragssatzung zu ändern, wenn bisher nicht veranschlagte 
oder zusätzliche Auszahlungen von mehr als 1 % der Gesamtauszahlungen des Haushaltes geleistet werden 
müssen.  

 
§ 9 

Bildung von Budgets 
 

1. Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung sind gemäß § 21 GemHVO Erträge und Einzahlungen sowie 
Aufwendungen und Auszahlungen zu Budgets (ohne Investitionsauszahlungen) verbunden worden. Die 
Budgetbildung erfolgt in einem zweistufigen System: 

 In der ersten Stufe sind auf Produktebene grundsätzlich alle Erträge und Aufwendungen gegenseitig 

deckungsfähig. 
 

 Sofern eine Mitteldeckung auf Produktebene nicht mehr gegeben ist, tritt die Deckungsfähigkeit auf 
Ebene der definierten Bewirtschaftungsbudgets in Kraft, wobei diese aus Steuerungsgründen nicht 

immer mit der Fachbereichs- bzw. Fachdienstebene identisch ist, sondern noch weiter untergliedert sein 
kann. Eine Übersicht der gebildeten Bewirtschaftungsbudgets ist im Haushaltsplan dargestellt. 

 
Besonderheiten: Aufwendungen für Personal, Abschreibungen, interne Leistungsbeziehungen, Leistungen Stadt-
betrieb Iserlohn/Hemer (SIH) und Aufwendungen für den Ersatz von Festwerten sind jeweils untereinander pro-
duktübergreifend auf der Ebene der Bewirtschaftungsbudgets (Einzelfallbezogen auch Bewirtschaftungsbudget 
übergreifend) deckungsfähig. Grundsätzlich gilt ein Deckungsverbot  gegenüber anderen Aufwandspositionen. 
Der Stadtkämmerer wird ermächtigt, im Rahmen des Jahresabschlusses im Einzelfall Ausnahmen zu genehmi-
gen. 
 
2. Die Summe der Erträge und Einzahlungen sowie die Summe der Aufwendungen und  Auszahlungen sind 

grundsätzlich verbindlich. Nach § 21 Abs. 2 GemHVO wird bestimmt, dass unabweisbare Mehraufwendungen 
bzw. Mehrauszahlungen innerhalb der gebildeten Budgets durch Mehrerträge oder Mehreinzahlungen gedeckt 
werden können. Sie gelten nicht als über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen (siehe § 10). 
 
3. Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung des Saldos der Ein- und Auszahlungen aus lau-

fender Verwaltungstätigkeit führen. 
 

§ 10 
Unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 
Unerhebliche sind über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
(§ 83 GO NRW), wenn 
 
a)  sie  auf gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtung beruhen, 
b)  sie interne Leistungsbeziehungen betreffen, 
c)  sie im Einzelfall 10.000 € nicht übersteigen, 
d)  sie bei überplanmäßigen Investitionsauszahlungen 50.000 € der geplanten 
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 Auszahlungshöhe und bei außerplanmäßigen Investitionsauszahlungen 100.000 € nicht  
 überschreiten.  
 
Die unerheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen werden dem Rat halbjährlich 
bekannt gegeben. 
 
Soweit erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen geleistet werden sollen, bedür-
fen sie der vorherigen Zustimmung des Rates.  
 
 

II. Übereinstimmungsbestätigung: 
 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehenden Haushaltssatzung mit dem Ratsbeschluss vom 
20.12.2016 des Rates der Stadt Hemer übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 und 2 der Verordnung 
über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Be-
kanntmVO) vom 26. August 1999 in der z. Z. geltenden Fassung verfahren worden ist. 

 
 

III. Bekanntmachung der  
Haushaltssatzung der Stadt Hemer 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Märkischen 
Kreises als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Lüdenscheid mit Schreiben vom 13.01.2017 angezeigt wor-
den. Dem Antrag auf Fristverkürzung wurde mit Verfügung vom 03.02.2017 entsprochen. 
 
Der Haushaltsplan wird zur Einsichtnahme ab dem 16.02.2017 gem. § 80 (6) GO NRW bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW verfügbar gehalten: 
 
Rathaus Hemer, Hademareplatz 44, 58675 Hemer, 4. Etage Zimmer 415 
 
 
Montag – Donnerstag 
von 8:30-12:30 und 14:00 bis 16:00 Uhr 
Freitag 
von 8:30-12:30 

 
Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.   
 
 
Hemer, 07.02.2017 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Michael Heilmann 
 



                

 

 09.02.2017 
 

Bekanntmachung 
 

der Stadt Meinerzhagen  
 

Am 20.02.2017, 17:00 Uhr, findet in den Sitzungsräumen 1 - 3 des Rathausgebäudes 1, Bahnhof-
straße 15, Meinerzhagen, eine Sitzung des Rates statt, zu der jedermann Zutritt hat. 
 
 
 
 

P r o g r a m m 
 
 
 
 
 
A) Stunde der Öffentlichkeit  
 

B) Tagesordnung  
 

 Öffentliche Sitzung  
 

 1. Sitzungsniederschrift Nr. 18 vom 21.11.2016  
 

 2. Sitzungsniederschrift Nr. 19 vom 28.11.2016  
 

 3. Neubenennung von Ausschussmitgliedern 
hier: Nachbenennung durch die FDP-Fraktion 

 

 

 4. Neubenennung von Ausschussmitgliedern 
hier: Neubenennung durch die Fraktion Linke und Piraten 

 

 

 5. Neubenennung von Ausschussmitgliedern 
hier: Neubenennung durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

 

 6. Antrag der UWG-Fraktion 
hier: Erstellung eines Radverkehrskonzeptes für Meinerzhagen nach 
        ERA 

 

 

 7. Ausbau der Kooperation der kommunalen IT-Dienstleister in Südwest-
falen 

 

 

 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Meinerzhagen vom 25.02.2000 
in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 10.02.2015 

 

 

 9. Fünfte Fortschreibung des Gleichstellungsplans der Stadtverwaltung 
Meinerzhagen 2017-2020 

 

 

 10. Gründung der Mark-E Entsorgungsbeteiligung GmbH  
 

 11. Nachfolgeregelung für den zweiten Stellvertreter des Leiters der Frei-
willigen Feuerwehr der Stadt Meinerzhagen 

 

 

 12. REGIONALE 2013-Projekt "Oben an der Volme", 
Innenstadt Meinerzhagen - Programm "Urbanität"; 
hier: Beschluss des vorliegenden Nutzungs-, Träger- und Finanzie-

 

   STADT MEINERZHAGEN 
Der Bürgermeister 



rungskonzeptes zum Umbau 
und Betrieb der „Villa im Park“ als „Haus der Kultur“ 

 

 13. Lärmaktionsplan der Stadt Meinerzhagen auf Grundlage der EU-
Umgebungslärmrichtlinie und des § 47 d Bundesimmissionsschutzge-
setz 

 

 

 14. Bekanntgaben und Anfragen  
 

C) Stunde der Öffentlichkeit  
 

D) Tagesordnung  
 

 Nichtöffentliche Sitzung  
 

 15. Sitzungsniederschrift Nr. 18 vom 21.11.2016  
 

 16. Sitzungsniederschrift Nr. 19 vom 28.11.2016  
 

 17. Grundstücksangelegenheiten  
 

 18. Bekanntgaben und Anfragen  
 

 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.meinerzhagen.de eingesehen werden.  
 
Meinerzhagen, 09.02.2017 
 
 
Gez. 
Nesselrath 
 



 

 

  

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Aktenzeichen:  64.21.3.3-2016-2                                     Dortmund, den 01.02.2017 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

Planfeststellungsbeschluss für die 123. Umlegung der Gasversorgungsleitung 

Nr. 7 der Open Grid Europe GmbH – Südwestfalenleitung – in Werdohl-

Elverlingsen 
 

Mit dem Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Arnsberg vom 31.01.2017, 

Aktenzeichen 64.21.3.3-2016-2, ist der Plan für die Umlegung der 

Gasversorgungsleitung Nr. 7 der Open Grid Europe GmbH – Südwestfalenleitung – 

in Werdohl-Elverlingsen gem. §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 

i.V.m. §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (VwVfG NRW) nach Maßgabe der in o.a. Beschluss enthaltenen 

Regelungen, Änderungen und Nebenbestimmungen festgestellt worden.  

Die Gasversorgungsleitung wird aufgrund geologischer Veränderungen am Steilhang 

der Lenne auf einer Strecke von 2.200 m in DN 400 als Ersatz für einen 2.000 m 

langen Leitungsabschnitt in neuer Trasse erdverlegt. Die Leitungsverlegung erfolgt 

grundsätzlich in offener Bauweise. Die Lennequerung südlich des Kraftwerks 

Elverlingsen erfolgt geschlossen im Mikrotunnelingverfahren. 

 

Der Vorhabenträgerin, der Open Grid Europe GmbH, Essen, wurden Auflagen erteilt. 

 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle fristgerecht eingegangenen 

Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden.  

 

Der Planfeststellungsbeschluss sowie eine Ausfertigung des festgestellten Plans 

(Zeichnungen und Erläuterungen) liegen in der Zeit  
 
vom 20. Februar 2017 bis zum 06. März 2017 (einschließlich) 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus, und zwar bei den Städten Werdohl und Altena: 

     

 Dienstzeiten 

Stadt Altena  

Lüdenscheider Str. 25/27 

Mo – Do 08.00 – 12.00 Uhr 
13.00 – 15.30 Uhr 



 

 

(„Technisches Rathaus“) 

Bauen und Planen 

Zimmer 1.11 

58762 Altena 

Fr 08.00 – 12.00 Uhr 

und ggf. auf Antrag unter der 
Telefonnummer 02352/209-272 

Stadt Werdohl  

Lüdenscheider Str. 6 

Untere Bauaufsichtsbehörde 

Abteilung Bauen und 
Immobilienmanagement 

Raum 251 

58791 Werdohl 

Mo, Di, Do, Fr 08:00 – 12:30 Uhr  

Mo 14:00 – 16:00 Uhr 

Mi geschlossen 

Do 14:00 – 17:00 Uhr  

und ggf. auf Antrag unter der 
Telefonnummer 02392/917-334  

 

Der Planfeststellungsbeschluss wurde der Vorhabenträgerin und denjenigen, über 

deren Einwendungen entschieden worden ist und den Vereinigungen, über deren 

Stellungnahmen entschieden worden ist, gemäß § 74 Abs. 4 VwVfG NRW zugestellt. 
 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss auch den übrigen Betroffenen 

gegenüber als zugestellt. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss weist unter Punkt 9 im Abschnitt B folgende 

Rechtsbehelfsbelehrung aus: 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die vorstehende Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach ihrer 

Bekanntgabe Klage beim 

 

Oberverwaltungsgericht für das 

Land Nordrhein-Westfalen 

Aegidiikirchplatz 5 

48143 Münster  

erhoben werden.  

 

Die Bekanntgabe erfolgt gegenüber der Vorhabenträgerin, denjenigen, über deren 

Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, über deren 

Stellungnahme entschieden worden ist, durch Zustellung des Beschlusses. 

Gegenüber den übrigen Betroffenen erfolgt die Bekanntgabe durch Auslegung des 

Planfeststellungsbeschlusses zur Einsicht für zwei Wochen. Ort und Zeit für die 

Einsicht werden ortsüblich bekannt gemacht. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt 

der Beschluss gegenüber den übrigen Betroffenen als zugestellt und mithin als 

bekannt gegeben.  



 

 

 

Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG 

NRW) schriftlich zu erheben. Statt in Schriftform können Klage und Begründung auch 

in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 

Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Land 

Nordrhein-Westfalen - ERVVO VG/FG - vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 548) 

eingereicht werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 

(BGBI. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die 

elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen technischen Voraussetzungen 

sind unter www.egvp.de aufgeführt.  

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Land Nordrhein-Westfalen) und den 

Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 

enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind gemäß § 

43e Abs. 3 EnWG innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Klageerhebung 

anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist 

vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 

 

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat gemäß 

§ 43e Abs. 1 EnWG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines 

Monats nach Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim 

 
Oberverwaltungsgericht für das 

Land Nordrhein-Westfalen 

Aegidiikirchplatz 5 

48143 Münster  

gestellt und begründet werden.  

 

Falls die Fristen durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person versäumt 

werden sollten, so würde deren Verschulden der Klägerin/dem Kläger zugerechnet 

werden. 

 

Vor dem OVG NRW muss sich jeder Beteiligte, außer im 

Prozesskostenhilfeverfahren, soweit er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt 

oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule 

http://www.egvp.de/


 

 

eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die 

Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden einschließlich der von 

Ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 

können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 

Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 

Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von Ihnen zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 
 
 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Im Auftrag 

gez. Wilking 
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Bekanntmachung der Stadt Plettenberg 
Bebauungsplan Nr. 407.2 Daimlerstraße, 2. Änderung 

 
Hier:  Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses  

 
Der Rat der Stadt Plettenberg hat in seiner Sitzung am 13.12.2016 die 2. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 407 Daimlerstraße als Satzung beschlossen.  
Ziel der Planung ist die Weiterentwicklung des Bebauungsplanes  und dessen Anpassung an aktuelle Erforder-
nisse zur Sicherung eines ortsansässigen Betriebes. 
Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtskräftig. Der Geltungsbereich ist dem nachfolgenden, 
unmaßstäblichen Übersichtsplan zu entnehmen:  
 
 

 
 
Quelle: Auszug aus dem Geodatenportal des Märkischen Kreises: Märkischer Kreis, Geobasisdaten Vermes-
sungs- und Katasteramt, Landesvermessungsamt NRW. 
 
 
Der Bebauungsplan und die zugehörigen Begründungen sowie die zusammenfassenden Erklärungen über die 
Behandlung der Umweltbelange und der Berücksichtigung der Öffentlichkeits- und der Behördenbeteiligung wer-
den ab sofort im Rathaus der Stadt Plettenberg, Grünestraße 12, Sachgebiet Stadt- und Umweltplanung, wäh-
rend folgender Zeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten: 
 
montags bis freitags von: 08:00 bis 12:00 Uhr, 
montags bis mittwochs von: 14:00 bis 16:00 Uhr, 
donnerstags von:  14:00 bis 17:00 Uhr. 
 
Auf Verlangen wird über deren Inhalte Auskunft erteilt. 
 
 
Hinweise: 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche in Folge der Festsetzung dieses Bebauungsplanes wird hingewiesen. Die Fällig-
keit des Entschädigungsanspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass der Entschädigungsberechtig-
te die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Stadt Plettenberg, Sachgebiet Stadt- und Umweltpla-
nung, Grünestraße 12 beantragt. Nach § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der Entschädigungsanspruch, wenn nicht 
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innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz  1 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 (Zusammenstellung des Ab-
wägungsmaterials), 2 (Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung) und 3 (Begründung einschl. Umweltbericht) 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans gem. § 214 Abs. 2 BauGB und der nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtlichen Mängel des Abwägungsvorgangs innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
unbeachtlich, es sei denn, sie werden innerhalb der Fristen schriftlich gegenüber der Stadt Plettenberg, 
Sachgebiet Stadt- und Umweltplanung, Grünestraße 12, 58840 Plettenberg, unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht.  

3. Ebenso kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) bei der Aufstellung des Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres  seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) die Flächennutzungsplanänderung bzw. der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Plettenberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Beschluss, das Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 407 Daimlerstraße sowie die 
gesetzlich vorgeschriebenen Hinweise werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 

Plettenberg, den 13.02.2017 
der Bürgermeister 
 
gez. Schulte  
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Bekanntmachung 
 

16. Sitzung des Rates der Stadt Kierspe 

 
 
Am 21.02.2017, 17:00 Uhr, findet im Ratssaal der 
Stadt Kierspe, Springerweg 21, 58566 Kierspe, die 
16. Sitzung des Rates der Stadt Kierspe statt. 
 
 
Tagesordnung: 

 
1. Öffentlicher Teil  

 

1.1. Erste Stunde der Öffentlich-

keit/Einwohnerfragestunde 

 

 

1.2. Sachstandsbericht bzw. Bericht über die 

Ausführung von Beschlüssen 

 

 

1.3. Anregung nach § 24 Gemeindeord-

nung Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW); 

Unterschutzstellung Ehrenhain und 

teilweise die ersatzlose Entfernung 

von Bäumen 

404/10 

 

1.4. Anregung nach § 24 Gemeindeord-

nung Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW); 

Stolpersteine 

410/10 

 

1.5. Antrag der FWG-Fraktion, eingegan-

gen am 06.12.2016; 

Einrichtung eines Pendelbusses zum 

Weihnachtsmarkt Rönsahl 

402/10 

 

1.6. Antrag der FWG-Fraktion, eingegan-

gen am 07.02.2017; 

Schutz vor Vandalis-

mus/Sicherheitskonzept für Kierspe 

430/10 

 

1.7. Umbesetzung von Ausschüssen 429/10 

 

1.8. Ausbau der Kooperation der kommu-

nalen IT-Dienstleister in Südwestfalen 

417/10 

 

1.9. Satzung über die Gleichstellungsbe-

auftragte 

422/10 

 

1.10. Änderung der Hauptsatzung 419/10 

 

1.11. Konzept für das Haushaltsjahr 2017 

zur Umsetzung des Förderpro-

gramms „Gute Schule 2020“ 

421/10 

 

1.12. Ermächtigungsübertragung 2016 

gem. § 22 Abs. 1, 2 und 3 GemHVO 

423/10 

 

1.13. Gründung der Mark-E Entsorgungs-

beteiligung GmbH 

425/10 

 

1.14. 2. Satzung zur Änderung der Sat-

zung über Erlaubnisse und Gebüh-

ren für Sondernutzungen an öffentli-

chen Straßen in der Stadt Kierspe - 

Sondernutzungssatzung - 

426/10 

 

1.15. Ordnungsbehördliche Verordnung 

über die Genehmigungspflicht für of-

fene Feuer 

416/10 

 

1.16. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Nr. 23 "Westlich Feldstraße" gem. § 

12 BauGB; 

Aufhebung des Einleitungsbeschlus-

ses 

406/10 

 

1.17. Bebauungsplan-Nr.: 0367/3 -87- 

"Westlich Feldstraße"; 

Aufstellungsbeschluss 

411/10 

1.18. Erstellung eines Dorfinnenentwick-

lungskonzeptes (DIEK) für den Orts-

teil Rönsahl 

412/10 

 

1.19. Mitteilungen  

 

1.19.1. Beitritt zur „d-NRW AöR“ – Anstalt 

des öffentlichen Rechts 

75/10 

 

1.20. Anfragen  

 

1.21. Zweite Stunde der Öffentlich-

keit/Einwohnerfragestunde 

 

 
 
2. Nichtöffentlicher Teil 

 

2.1. Sachstandsbericht bzw. Bericht über die 

Ausführung von Beschlüssen 

 

 

2.2. Personalangelegenheiten  

 

2.3. Beteiligungsangelegenheiten  
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2.4. Grundstücksangelegenheiten  

 

2.5. Vertragsangelegenheiten  

 

2.6. Mitteilungen  

 

2.7. Anfragen  

 

2.8. Aufhebung der Schweigepflicht  

 
Kierspe, 07.02.2017 
 
Frank Emde 
Bürgermeister 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
Am Dienstag, 21.02.2017, findet um 17.00 Uhr im 
Ratssaal des Rathauses, Neumarkt 5, 58706 
Menden, eine Ratssitzung mit folgender Tages-
ordnung statt: 

 
I. Öffentliche Sitzung 

 
1. Fragestunde für Einwohner 

 
2. Kenntnisgabe eingegangener Anträge 

2.1. Anregungen und Beschwerden (Bür-

geranträge) 
2.2. Anträge der Rats- und Ausschussmit-

glieder sowie der Fraktionen 
2.3. Sonstige Anträge im Zuständigkeits-

bereich des Rates und seiner Aus-
schüsse 

 
3. Überweisung oder unmittelbare Beratung von 

Anträgen der Fraktionen und Rats- und Aus-
schussmitglieder sowie sonstigen Anträgen im 
Zuständigkeitsbereich des Rates 
3.1. Antrag auf Erstellung einer Resolution 

an die kassenärztliche Vereinigung 
Westfalen Lippe zur Verbesserung 
der ärztlichen Versorgung von dro-
genkranken Menschen 
- Antrag der Fraktion Die Linke, 

Herr Thomas Thiesmann, Antrag 
vom 26.01.2017 

3.2. Antrag auf Ausnahmen von der Erhö-

hung der Aufwandsentschädigung für 
Ausschussvorsitzende 
- Antrag der Fraktion Die Linke, 

Herr Thomas Thiesmann, Antrag 
vom 03.02.2017 

 
4. Anregungen und Beschwerden (Bürgeranträ-

ge) gemäß § 24 Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NW) 
4.1. Antrag auf Einführung einer Pferde-

steuer 
 Antrag des Herrn Rainer G. Jentsch, 

Antrag vom 13.01.2017, eingegangen 
am 16.01.2017 

 
5. Bildung und Verteilung der Eingangsklassen 

im Bereich der Mendener Grundschulen für 
das Schuljahr 2017/2018 

 
6. Antrag auf Verlagerung des Sportplatzes 

Bösperde und Entwicklung eines Neubauge-
bietes auf dem bisher genutzten Areal 
Antrag der Sprenger Unternehmensgruppe, 

Herr Jörg Sprenger, Antrag vom 
28.10.2016 

 
7. Bebauungsplan Nr. 218 „Bereich zwischen 

Drosselstraße und Sperberweg“ in Menden-
Lendringsen (Verfahren gem. § 13a BauGB) 
 Beschluss über das Ergebnis der frühzeiti-

gen Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 

 Beschluss über das Ergebnis der öffentli-
chen Auslegung und der Beteiligung der 
Behörden gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 

 Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB 
 
8. Gestaltungssatzung für die für Neubebauung 

vorgesehenen Grundstücke innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 218 
„Bereich zwischen Drosselstraße und Sper-
berweg“ 
 Satzungsbeschluss gem. § 86 (1) Nr. 1 und 

Nr. 5 sowie (5) BauO NRW 
 
9. Erneute Bestellung des Herrn Antonius Fricke 

zum Ehrenamtlichen Bodendenkmalpfleger 
 
10. Gemeinsamer Verkehrsentwicklungsplan He-

mer – Iserlohn - Menden 
 
11. Leistungen der Stadt Menden für Veranstal-

tungen Dritter 
 
12. Antrag auf Erlass einer Kleintier-

Haltungssatzung für den Bereich der Innen-
stadt 

 Antrag des Herrn Horst Heering u. a., Antrag 
vom 31.08.2016, eingegangen am 02.09.2016 

 
13. Änderung der Gebührensatzung für den Wo-

chenmarkt 
 
14. Festlegung der verkaufsoffenen Sonntage im 

Stadtgebiet für das Jahr 2017 durch eine ord-
nungsbehördliche Verordnung 
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15. Bewerbung Südwestfalens um die REGIONA-

LEN 2022 bzw. 2025 – Beratung in den Kreis-
tagen und Räten 

 
16. Wirtschaftsplan 2017 für den Stadtforst 

 
17. Beratung zur Änderung des Wirtschaftsplanes 

für die eigenbetriebsähnliche Einrichtung „Im-
mobilienservice Menden (ISM)“ für das Wirt-
schaftsjahr 2017 

 
18. Ermächtigungsübertragungen gem. § 22 

GemHVO NRW vom Haushalt 2016 nach 2017 
– Festlegung der Grundsätze für Ermächti-
gungsübertragungen 

 
19. Haushaltsführung im IV. Quartal 2016 

 - Nicht erhebliche über- und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen 
gem. § 83 Abs. 1 GO NRW 

 
20. Mitgliedschaft im Förderverein Fachhochschu-

le Südwestfalen e.V. 
 
21. Liste der nicht durchgeführten Ratsbeschlüsse 

aus öffentlicher Sitzung 
 
22. Umbesetzung von Ausschüssen und Vertre-

terbestellungen 
 22.1 Genehmigung einer Dringlichkeitsent-

scheidung gem. § 60 Abs. 1 Satz 2 
GO NW: Benennung von Vertre-
tern/innen aus den Schulkonferenzen 
als SE im Schulausschuss 

 22.2 Antrag der Fraktion Die Linke auf 

Umbesetzung des Ausschusses für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung , 
KJHA, Sportausschuss und Kultur-
ausschuss 

 
23. Sachstandsberichte der Verwaltung 

 
24. Mitteilungen 

24.1. Unmittelbare Beteiligung an der MVG 

Märkische Verkehrsgesellschaft mbH 
- Gründung und Beteiligung an der 
Westfalen Tarif GmbH 
- Stellungnahme der Kommunalauf-
sicht vom 26.01.2017 

24.2. Mitteilung über die Verschmelzung 

des Heimat- und Verkehrsvereins 
Menden (Sauerland) e.V. und dem 
Verein der Freunde und Förderer des 
städtischen Museums Menden e.V. 
zum „Museums- und Heimatverein 
Menden (Sauerland) e.V.“ 

 
25. Anfragen 

 
II. Nichtöffentliche Sitzung 

 
1. Entwicklung des Gewerbegebietes Hämmer II 

1.1. Entwicklung des Gewerbegebietes 

Hämmer II 
 hier: Grundstücksverhandlungen 

mit Herrn Heinrich Rieken-
brauck 

1.2. Entwicklung des Gewerbegebietes 

Hämmer II 
 hier: Grundstücksverhandlungen 

mit Herrn Theo Weber 
 

1.3. Entwicklung des Gewerbegebietes 

Hämmer II 
 hier: Grundstücksverhandlungen 

mit der Erbengemeinschaft 
Rohe 

 
1.4. Entwicklung des Gewerbegebietes 

Hämmer II 
 hier: Grundstücksverhandlungen 

mit Frau Monika Gantenbrink 
und Freiherrn von Gemmingen 

 
2. Liste der nicht durchgeführten Ratsbeschlüsse 

aus nichtöffentlicher Sitzung 
 
3. Antrag auf Erhöhung des Zuschusses an die 

Sportfreunde Hüingsen 
 - Antrag der Sportfreunde Hüingsen, Herr 

Manfred Mösta, Antrag vom 30.11.2016, 
eingegangen am 01.12.2016 

 
4. Aufträge an das Rechnungsprüfungsamt  

 
5. Mitteilungen und Anfragen 

5.1 Mitteilung über die anzuzeigenden 

Nebentätigkeiten des Bürgermeisters 
der Stadt Menden (Sauerland) für das 
Jahr 2016 

 
Menden, 13.02.2017 
 
gez. Wächter 
Bürgermeister 
 
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-
seite der Stadt Menden (Sauerland) unter 
„www.menden.de - Leben in Menden - Bür-
gerservice & Politik - Verwaltung - Rathaus“ ver-
öffentlicht. 
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